
 

 
  

 

 

Die bayerischen Landschaftspflegeverbände (LPV) fordern, die Umsetzung 

des erfolgreichsten bayerischen Volksbegehrens „Rettet die Bienen“ durch 

gezielte Förderung zu sichern. Den Gesetzen müssen jetzt verlässliche Finan-

zen folgen, um die Ziele des Naturschutzes gemeinsam mit Landschaftspfle-

geverbänden zeitnah umzusetzen. 

 

Ansbach, 16. Juli 2020 – Die Vermittlerrolle der Landschaftspflegeverbände mit ih-

rer gleichberechtigten Konstruktion aus Landwirtschaft, Naturschutz und Kommu-

nen wurde 2019 beim „Runden Tisch Arten- und Naturschutz“ oftmals hervorge-

hoben. In den letzten 30 Jahren ist die vertrauensvolle Zusammenarbeit der drei 

Gruppierungen in vielen Gebieten Bayerns schließlich zum Garant einer erfolgrei-

chen Naturschutzarbeit geworden.  

„Täglich arbeiten unsere Landschaftspflegeverbände an der praktischen Umset-

zung des Volksbegehrens und des gleichzeitig verabschiedeten Begleitgesetzes. 

Damit sie unsere Heimat auch in Zukunft bewahren können, sind verlässliche finan-

zielle Rahmenbedingungen für Landwirtinnen und Landwirte und alle anderen 

Grundeigentümer notwendig!“, mahnt Josef Göppel MdB a.D., Vorsitzender des 

Deutschen Verbandes für Landschaftspflege. 

Die Gesetzesänderungen, die als Folge des Volksbegehrens vor einem Jahr vom 

Landtag mehrheitlich beschlossen wurden, betrachtet Nicolas Liebig, Landesspre-

cher der bayerischen Landschaftspflegeverbände, als ambitioniert, aber ange-

sichts des fortschreitenden Artenverlustes in Bayern als dringend notwendig: „Die 

Dramatik des Artensterbens hat sich auch durch Corona keineswegs verändert. Die 

Umsetzung der Gesetze muss kontinuierlich und konsequent verfolgt werden!“  

Die Landschaftspflegeverbände sehen gute Chancen, die Ziele des Volksbegehrens 

gemeinsam mit ihren Partnern aus der Landwirtschaft umzusetzen. So kann zum 

Beispiel mit der Festlegung der umstrittenen Gewässerränder die Vernetzung öko-

logisch hochwertiger Gebiete entlang von Fließgewässern erheblich verbessert 

werden. Mit einer umfassenden Beratung, wie sie im Naturschutzgesetz nun fest-

geschrieben ist, sowie gut ausgestatteten Förderprogrammen sind naturschutzori-

entierte Maßnahmen möglich, die sogar über die rechtlichen Vorgaben hinausge-

hen.  

Auch Kommunen sind nach Meinung der Landschaftspflegeverbände verpflichtet 

im Sinne des Naturschutzgesetzes ihren Beitrag für mehr Biodiversität zu leisten, 

um ihrer Vorbildfunktion auf den eigenen Flächen gerecht zu werden. Dazu müssen 

ausreichend Fördermittel zur Verfügung stehen, die die zusätzlichen Leistungen 

der Kommunen und der beauftragten Landwirtinnen und Landwirte entlohnen. 

 

 

 



 

HINTERGRUND 

 

Der Deutsche Verband für Landschaftspflege ist der Dachverband der 64 Landschaftspfle-

geverbände und vergleichbare Organisationen in Bayern. 1985 wurde der erste Land-

schaftspflegeverband gegründet, mittlerweile sind sie auf über 80% der bayerischen Lan-

desfläche tätig. Inzwischen greifen 15 kreisfreie Städte, 56 Landkreise und über 1.600 Ge-

meinden als Mitglieder auf die organisatorische Leistungsfähigkeit der Landschaftspflege-

verbände zurück. 

 

Pressekontakt: Leonhard Mäckler, Deutscher Verband für Landschaftspflege, Pro-

menade 9, 91522 Ansbach, Tel: 0981/180099-24, E-Mail: l.maeckler@lpv.de 

 

Fachkontakt: Beate Krettinger, Deutscher Verband für Landschaftspflege, Prome-

nade 9, 91522 Ansbach, Tel: 0981/180099-15, E-Mail: krettinger@lpv.de 
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